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Allgemeine Chronik

Infrastruktur und Lebensraum

Umweltschutz

Lärmschutz

Für die einen verursachen Kirchenglocken einen melodiösen Klang mit kultureller
Bedeutung, für die anderen lediglich Glockenlärm, der sie um den wohlverdienten
Schlaf bringt. Unter Berufung auf eine ETH-Studie aus dem Jahr 2011, die aufgezeigt
hatte, dass bereits bei Glockenklängen von geringer Lautstärke mit Schlafstörungen zu
rechnen sei, klagte ein Wädenswiler Ehepaar beim Zürcher Verwaltungsgericht gegen
das viertelstündliche nächtliche Kirchengeläut und bekam Recht: Gemäss dem Urteil
des Verwaltungsgerichts hätten die Kirchenglocken in Wädenswil deswegen nur noch
stündlich läuten dürfen. 
Wie vielen traditionsbewussten Bürgern der Schlaf geraubt wurde, weil sie sich über die
Kläger aufregten, ist nicht bekannt, aber mit Sicherheit waren es einige. Denn der
Glockenlärmstreit entpuppte sich nicht lediglich als eine einfache
Meinungsverschiedenheit, sondern eher als Kulturkampf, als Kritik am universitären
Elfenbeinturm und als Appell für die Rechte der Tiere: Sukkuriert von einer Petition mit
2000 empörten Unterzeichnenden zogen die Kirchgemeinde und der Stadtrat das Urteil
weiter ans Bundesgericht, das sein Urteil zum ersten Mal im Wissen um die ETH-Studie
fällen musste. Vor Erscheinen der Studie hatten die Richter in Lausanne geurteilt, dass
ein öffentliches Interesse an der Aufrechterhaltung der viertelstündlichen
Glockenschlag-Tradition bestehe. Gemäss NZZ in «negative Schwingungen» versetzt
worden war auch SVP-Präsident Albert Rösti, der an einer Delegiertenversammlung zur
Dekoration verschiedener Persönlichkeiten den Zerfall der eidgenössischen Werte
beklagte. Denn aufgrund der ETH-Studie hatte sein Heimatkanton im Sommer 2016 der
Gemeinde Worb (BE) den viertelstündlichen Glockenschlag untersagt. Den Ärger der
Bevölkerung hatte auch eine Holländerin in der aargauischen Gemeinde Gipf-Oberfrick
im Jahr 2015 zu spüren bekommen, als ihr aufgrund ihrer Immissionsklage gegen das
Kirchengeläut die Einbürgerung verwehrt worden war. Ebendiese Person gründete
zudem eine Protestbewegung zur Befreiung der Kühe von Kuhglocken und konnte sich
auch dabei auf eine ETH-Studie (2014) berufen, die folgerte, dass durch das Gewicht
und den Lärm die Gesundheit der Tiere beeinträchtigt werde. Dies wiederum versetzte
dann Nationalrat und Bauernverbandsvizepräsident Jacques Bourgeois (fdp, FR) in
Rage, was ihn zum Einreichen einer Interpellation bewog, in der er den Bundesrat
fragte, wie die Regierung gedenke, solche wissenschaftlichen «Auswüchse» zu
verhindern und sicherzustellen, dass öffentliche Gelder «gut eingesetzt werden» (Ip.
14.3907).
Das Bundesgericht blieb auch in seinem jüngsten Urteil im Dezember 2017 bei seiner
Meinung. Es rechnete vor, dass der Verzicht auf den Viertelstundentakt die
Aufwachreaktionen (bei gekipptem Fenster) pro Nacht von 2 auf 1,5 reduzieren würde.
Diese minimale Verbesserung stünde in keinem Verhältnis zum öffentlichen Interesse
und ein entsprechendes Urteil würde einen starken Einschnitt in die
Gemeindeautonomie bedeuten in einem Bereich, in dem der Bund keine
Lärmgrenzwerte festgelegt habe. Beim Glockenstreit gehe es letztendlich darum, «ob
die eigenen Ansprüche und Empfindlichkeiten wirklich immer als wichtiger zu gelten
haben und ob alles, was einen stört, zu verbieten ist», sinnierte die Weltwoche als
Reaktion auf das Bundesgerichtsurteil. 1

GERICHTSVERFAHREN
DATUM: 13.12.2017
MARLÈNE GERBER

Bildung, Kultur und Medien
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Kultur, Sprache, Kirchen

Kirchen und religionspolitische Fragen

Fünf Jahre nach seinem Entscheid im Kruzifix-Streit von Cadro (TI) musste sich das
Bundesgericht erneut mit der Präsenz von kirchlichen Emblemen in öffentlichen
Räumen beschäftigen. Diesmal ging es um die Klage eines Anwaltes gegen den Kanton
Freiburg, der forderte, dass die Kruzifixe aus den Gerichtssälen sowie aus all jenen
öffentlichen Räumen zu entfernen seien, in denen die Angestellten nicht ausdrücklich
das Gegenteil wünschen. Das Bundesgericht wies die Klage aus formalrechtlichen
Gründen ab, worauf der Kläger das Verfahren an die europäische
Menschenrechtskommission weiterzog. 2

GERICHTSVERFAHREN
DATUM: 16.02.1995
MARIANNE BENTELI

Erstmals in der Schweiz verneinte ein Gericht in der Schweiz die Frage, ob Scientology
eine Religion sei. Gegenüber einem Scientology-Anhänger, der sich wegen seiner
Zugehörigkeit zu dieser Gruppierung im Sinn des Antirassismus-Gesetzes diskriminiert
fühlte, vertrat die St. Galler Anklagekammer die Ansicht, aufgrund ihrer
Selbstdarstellung müsse Scientology als religiöse Philosophie und nicht als Religion
bezeichnet werden. Das Bundesgericht wies die Klage des Scientology-Anhängers
ebenfalls ab, da dieser nicht in der Lage war, eine zivilrechtliche
Schadenersatzforderung zu begründen. 3

GERICHTSVERFAHREN
DATUM: 25.06.1997
MARIANNE BENTELI

Als erster Schweizer Kanton bereitete der Kanton Basel-Stadt einen Gesetzesentwurf
vor, der die vielfach als Belästigung empfundene Strassenmission von Scientology
einschränken will. 4

GERICHTSVERFAHREN
DATUM: 15.08.1997
MARIANNE BENTELI

Das Bundesgericht befand, einer zum Islam konvertierten Primarlehrerin sei zu Recht
verboten worden, während des Unterrichts ein Kopftuch oder einen Schleier zu tragen.
Die Lausanner Richter vermochten in dem vom Genfer Erziehungsdepartement
erlassenen Kopftuchverbot keine Verletzung der Glaubens- und Gewissenfreiheit
erblicken. Von Bedeutung sei hingegen, dass die Lehrerin an der Primarschule und
damit Kinder unterrichte, die besonders leicht beeinflussbar seien. Würde man der
Lehrerin erlauben, das als stark einzustufende Symbol des Kopftuchs im Unterricht zu
tragen, so käme dies laut Bundesgericht einem Präjudiz gleich. Es wäre auch schwer mit
dem Verbot des Aufhängens eines Kruzifixes in den öffentlichen Schulen vereinbar. 5

GERICHTSVERFAHREN
DATUM: 20.11.1997
MARIANNE BENTELI

Die gegen die Aktivitäten von «Scientology» zielende, 1998 erlassene neue Regelung
im Übertretungsstrafrecht des Kantons Basel-Stadt, wonach es auf öffentlichem Grund
verboten ist, Passanten unlauter anzuwerben, hielt vor Bundesgericht stand. Ob
«Scientology» als Religionsgemeinschaft zu betrachten ist, wurde von den Lausanner
Richtern allerdings nicht abschliessend beurteilt. 6

GERICHTSVERFAHREN
DATUM: 01.07.1999
MARIANNE BENTELI

Bereits kurz vor dem Abstimmungssonntag im November 2020 zur
Konzernverantwortungsinitiative reichten die Jungfreisinnigen in fünf Kantonen (AG,
BE, SG, TG, ZH) eine Stimmrechtsbeschwerde gegen die Landeskirchen und deren
aktive Beteiligung am Abstimmungskampf zu Gunsten der Initiative ein. Als die
Kantonsregierungen nicht darauf eintraten, da diese Frage auf nationaler Ebene
geregelt werde, richtete die Jungpartei ihre Beschwerde an das Bundesgericht. Sie
beschuldigte die Kirchen, gegen Artikel 34 der Bundesverfassung – welcher
Sachlichkeit, Transparenz und Verhältnismässigkeit vorschreibt – verstossen zu haben,
und verlangten, dass sich die Religionsgemeinschaften in zukünftigen
Abstimmungskämpfen neutral verhalten müssten. In einer Stellungnahme an das
Bundesgericht, welche in den Medien teilweise veröffentlicht wurde, teilte die
Bundeskanzlei (BK) die Vorwürfe der Jungpartei und stellte fest, dass das Engagement
der katholischen und reformierten Landeskirchen im Zuge des Abstimmungskampfes
zur KVI «zumindest grenzwertig» gewesen sei, insbesondere da Gegenargumente
keinen Eingang in ihre Argumentation gefunden hätten. Die Kirche sei eine öffentlich-
rechtlich anerkannte Körperschaft, welche einen staatlichen Auftrag wahrnehme. Dafür
erhalte sie gewisse Privilegien, wie etwa das Recht, Steuern erheben zu dürfen, was sie
dazu verpflichte, sich an Grundrechte wie die Gewährung der Abstimmungsfreiheit zu

GERICHTSVERFAHREN
DATUM: 23.03.2021
SARAH KUHN
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halten. Inwiefern die Kirchen im Rahmen ihrer Werbung für die KVI gegen diese
Vorgaben verstossen hätten, sei zu klären. 

Im März 2021 schrieb das Bundesgericht die fünf Stimmrechtsbeschwerden der
Jungfreisinnigen als gegenstandslos ab. Das aktuelle Interesse, welches nötig sei, um
ein solches Leiturteil zu fällen, sei nicht gegeben, da die Initiative am Ständemehr
gescheitert sei. Das Bundesgericht stimmte jedoch zu, dass ein Interesse bestehen
könnte, in diesem Feld Klarheit zu schaffen – jedoch sei dies nur möglich, wenn sich die
kirchlichen Interventionen im Abstimmungskampf auf das Ergebnis auswirken würden.
Während die Jungfreisinnigen das Urteil bedauerten und weiterhin auf ihrer Forderung
nach Neutralität der Kirchen bestanden, begrüsste das Komitee «Kirche für
Konzernverantwortung», dem über 700 Kirchgemeinden und Pfarreien angehörten, das
Ergebnis. Es sei selbstverständlich, dass sich die Kirche in einer Demokratie zu
politischen Fragen äussere und an öffentlichen Debatten teilnehme. Gleichzeitig seien
sich die Kirchen auch bewusst, dass eine Aufarbeitung angezeigt sei – eine solche
versprachen in der Folge Daniel Kosch, Generalsekretär der Römisch-Katholischen
Zentralkonferenz (RKZ), sowie Rita Famos, die neue Präsidentin der Evangelisch-
reformierten Kirche Schweiz (EKS). 7

Urheberrecht

Im Streit zwischen Urheberrechtsgesellschaften und Nutzern über die Höhe der
Leerkassettengebühr auf unbespielten Ton- und Bildträgern entschied die Eidg.
Schiedskommission für die Verwertung von Urheberrechten, den Tarif pro Stunde für
Tonträger auf 38 Rappen und für Bildträger auf 53 Rappen festzusetzen. Beide Parteien
reichten darauf beim Bundesgericht Beschwerde ein. Zusätzlich beantragten die Nutzer
die Gewährung der aufschiebenden Wirkung. Dieses Gesuch wurde vom Bundesgericht
abgelehnt, weshalb zumindest vorübergehend der von der Schiedskommission
festgelegte Tarif zum Tragen kommt. 8

GERICHTSVERFAHREN
DATUM: 30.07.1994
MARIANNE BENTELI

1) Medienmitteilung BG vom 17.12.17; NZZ, 10.8., 26.8.16; AZ, 8.9., 10.9.16; WW, 21.12.17
2) Lib, 27.1. und 16.2.95
3) Presse vom 14.2.97; SGT, 25.6.97
4) Bund, 15.8.97
5) Presse vom 20.11.97
6) Presse vom 1.7.99
7) Bundesgerichtsbeschluss vom 23.3.21; SGT, 13.1.21; AZ, 16.1.21; AZ, NZZ, TA, 9.4.21; NZZ, 17.5.21
8) NZZ, 10.1., 2.3., 8.4. und 30.7.94; Bund, 7.7.94; LNN, 29.7.94.
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